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Auf Grund des § 50 Absatz 4 des Schulgesetzes vom 26. Januar 
2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Gesetz vom 28. Juni 2010 
(GVBl. S. 342) geändert worden ist, wird verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Schülerinnen und Schüler an allge-
mein bildenden und beruflichen Schulen. Sie gilt nicht für Schüle-
rinnen und Schüler, die sich in einer Berufsausbildung im Sinne des 
Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931), das 
zuletzt durch Artikel 15 Absatz 90 des Gesetzes vom 5. Februar 
2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden ist, oder des Altenpflegege-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 2003 
(BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 12b des Gesetzes vom 
17. Juli 2009 (BGBl. I S. 1990) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, befinden.

§ 2 
Lernmittelarten

Lernmittel sind
1.	 Schulbücher,
2.	 ergänzende Druckschriften (beispielsweise Wörterbücher, Lek-

türen, Arbeitshefte, Atlanten, Notenblätter) und
3.	 andere Unterrichtsmedien (beispielsweise Lernkarteien, digitale 

Datenträger), 
die für die Schülerinnen und Schüler bestimmt sind und von diesen 
selbstständig und eigenverantwortlich überwiegend im Unterricht 
und bei der häuslichen Vor- und Nachbereitung des Unterrichts ver-
wendet werden, soweit es sich um im Handel zu erwerbende Ver-
lagsprodukte handelt.

§ 3 
Auswahl der Lernmittel

(1) Bei der Auswahl der Lernmittel durch die Gesamtkonferenz 
gemäß § 79 Absatz 3 Nummer 8 des Schulgesetzes oder die von ihr 
gebildeten Fachkonferenzen gemäß § 80 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 
des Schulgesetzes sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Spar-
samkeit, Zweckmäßigkeit und des sinnvollen Einsatzes im Unter-
richt sowie die gemäß § 7 Absatz 5 Satz 3 des Schulgesetzes festge-
legten Mindeststandards zu beachten.

(2) Unterscheidet sich ein Lernmittel der Art, dem Inhalt und der 
didaktisch-methodischen Aufbereitung nach nicht wesentlich von 
einem anderen, so ist das preisgünstigste Lernmittel auszuwählen.

§ 4 
Ausleihe

(1) Die von der Schule unentgeltlich bereitgestellten Lernmittel 
werden den Schülerinnen oder Schülern in der Regel zu Beginn des 
Unterrichts im neuen Schuljahr zur Verfügung gestellt.

(2) Diese Lernmittel sind als Eigentum des Landes Berlin zu 
kennzeichnen und zu inventarisieren. Die Schule gibt vor, wann die 
Rückgabe zu erfolgen hat.

§ 5 
Gebrauchsdauer

Die dem Land Berlin gehörenden Lernmittel müssen grundsätz-
lich mindestens vier Jahre, schulbuchergänzende Druckschriften - 
mit Ausnahme der jährlich zu ersetzenden Arbeitshefte - mindestens 
sechs Jahre genutzt werden. Dies gilt nicht, wenn zwingende fachli-
che Gründe eine vorzeitige Auswechselung erfordern.

§ 6 
Lernmittelbeschaffung im Rahmen des Eigenanteils

(1) Der Höchstbetrag, bis zu dem die Erziehungsberechtigten oder 
die volljährigen Schülerinnen oder Schüler nach § 50 Absatz 2 Satz 
2 des Schulgesetzes verpflichtet sind, Lernmittel selbst und auf eige-
ne Kosten zu beschaffen, beträgt für jedes Schuljahr 100 Euro je 
Schülerin oder Schüler. Der Höchstbetrag des Eigenanteils bezieht 
sich auf den Neuwert der für das jeweilige Schuljahr zu beschaffen-
den Lernmittel.

(2) Die Schule informiert die Erziehungsberechtigten oder die 
volljährigen Schülerinnen oder Schüler in der Regel bis spätestens 
vier Wochen vor Beginn der Sommerferien (beispielsweise über Bü-
cherlisten) über die im Rahmen des Eigenanteils zu beschaffenden 
Lernmittel. 

(3) Liegt der für eine Schulart festgelegte Mindeststandard unter 
dem Höchstbetrag für den Eigenanteil, darf der Eigenanteil nicht 
höher als dieser Mindeststandard sein.

(4) Auch bei einem Schulwechsel im laufenden Schuljahr darf der 
Höchstbetrag für den Eigenanteil nicht überschritten werden.

(5) Wiederholt eine Schülerin oder ein Schüler eine Jahrgangsstu-
fe, wird der Neuwert der weiterhin nutzbaren Lernmittel auf den zu 
erbringenden Eigenanteil angerechnet.

(6) Richtet die Schule einen Lernmittelfonds gemäß § 50 Absatz 2 
Satz 3 des Schulgesetzes ein, steht es den Erziehungsberechtigten 
oder den volljährigen Schülerinnen oder Schülern frei, sich daran zu 
beteiligen.

(7) Die Erziehungsberechtigten oder die volljährigen Schülerin-
nen oder Schüler sind von der Schule darüber zu informieren, dass 
bei einer Beteiligung am schulischen Lernmittelfonds die Lernmittel 
Eigentum des Landes Berlin sind.

§ 7
Befreiung von der Zahlung des Eigenanteils 

(1) Von der Zahlung des Eigenanteils bei Lernmitteln sind befreit:
1.	 Bezieherinnen oder Bezieher von laufender Hilfe zum Lebens-

unterhalt nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhil-
fe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I 
S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes 
vom 3. August 2010 (BGBl. I S. 1112) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung,

2.	 Bezieherinnen oder Bezieher von Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung für Arbeitsuchende - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Dezember 2003, BGBl. I 
S. 2954, 2955), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
24. Oktober 2010 (BGBl. I S. 1422) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung,
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(3) Nachweise über den Bezug einer öffentlichen Leistung nach 
Absatz 1 Nummer 1 bis 5 oder das Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 Nummer 6 müssen der Schulleitung oder der von ihr 
bestimmten Person in der Regel spätestens vier Wochen vor Beginn 
der Sommerferien vorgelegt werden. 

(4) Der Anspruch auf Befreiung von der Zahlung des Eigenanteils 
erlischt, wenn die erforderlichen Nachweise nicht innerhalb von vier 
Wochen nach Beginn des Unterrichts nachgereicht wurden. 

(5) Wird glaubhaft gemacht, dass die Frist ohne Verschulden ver-
säumt wurde, kann die Schule die sonst privat zu beschaffenden 
Lernmittel bis zur Erbringung der Nachweise leihweise zur Verfü-
gung stellen.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Lern-
mittelverordnung vom 3. Juli 2003 (GVBl. S. 270), die zuletzt durch 
Verordnung vom 28. Januar 2005 (GVBl. S.137) geändert worden 
ist, außer Kraft. 

Berlin, den 16. Dezember 2010

Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung
Prof. Dr. E. Jürgen Z ö l l n e r

3.	 Bezieherinnen oder Bezieher von Leistungen nach dem Wohn-
geldgesetz vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856), das zu-
letzt durch Artikel 7 Absatz 8 des Gesetzes vom 7. Juli 2009 
(BGBl. I S. 1707) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,

4.	 Bezieherinnen oder Bezieher von Leistungen nach dem Bun-
desausbildungsförderungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. Juni 1983 (BGBl. I S. 645, 1680), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Oktober 2010 (BGBl. I 
S. 1422) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

5.	 Bezieherinnen oder Bezieher von Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. August 1997 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 2e 
des Gesetzes vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

6.	 Schülerinnen oder Schüler, die sich gemäß §§ 27 oder 41 in Ver-
bindung mit §§ 33, 34 und 35a Absatz 1 und 2 Nummer 3 und 4 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder und Jugendhilfe -, 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 3134), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes 
vom 6. Juli 2009 (BGBl. I S. 1696) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, in Vollzeitpflege, Heimerziehung 
oder sonstiger betreuter Wohnform befinden.

(2) Schülerinnen oder Schülern, die selbst oder deren Erziehungs-
berechtigte gemäß Absatz 1 von der Zahlung eines Eigenanteils bei 
Lernmitteln befreit sind, werden die erforderlichen Lernmittel von 
der Schule zur Verfügung gestellt. § 4 gilt entsprechend.


